
mentale Entscheidung getroffen werden, ehe 
das Agieren fortgesetzt wird.
Unmerklich hat sich die politisch-wirtschaft-
liche Erdordnung in einen Raster der „Ver-
einten Regionen" verändert. Nur ein halbes 
Dutzend Staaten führt noch das wahrhaft un-
abhängige Dasein eines „Nationalstaates". 
Daraus folgt für die kulturelle Außenpolitik, 
daß eine strategische Konzeption nur von ei-
ner Region im Hinblick auf die anderen Re-
gionen entworfen werden kann, da ihr Raum 
der Globus und ihr Zeitrahmen ein Jahrhun-
dert sind. Die operative Planung und Durch-
führung und deren taktische Verwirklichung 
mag Sache der einzelstaatlichen Regionalglie-
der, also auch der Bundesrepublik Deutsch-
land bleiben. Schon die Sprachgewohnheiten 
der Politiker verraten jedoch, daß ihnen diese 
Dreigliederung der Architektur des Kulturaus-
tausches in Strategie, Operation und Taktik mit 
den beiden Seiten der innerstaatlichen Bil- 
dungs- und der auswärtigen Kulturpolitik nicht 
klar vor Augen steht. Sie und andere politisie-
rende Gruppen belegen alles Mögliche mit dem 
Wort „Strategie". Die Operation bezieht sich 
dagegen nur auf bestimmte interregionale

Kontakte in der Voraussicht eines Jahrzehn-
tes, so daß ein Gesamtplan zur auswärtigen 
Kulturpolitik für vier Jahre ungenügend ist. 
Taktiken aber beziehen sich auf den Einsatz 
von Instrumenten für ein befristetes Projekt. 
Die Architektur einer Politik bedarf — wie 
jedes Bauwerk — einer in sich übereinstim-
menden Struktur. Eine kulturelle Weltpolitik 
kann heute angesichts der Tatbestände und 
Vorgänge auch nur nach einem bestimmten 
Strukturprinzip, und zwar dem föderalen — im 
Unterschied zum unitarischen — durchgeführt 
werden. Deshalb ist es nicht möglich, in der 
Europazone politisch von der Vielfalt der Na-
tionen (nicht der Nationalstaaten), also auch 
von der Eigenart der deutschsprachigen Kul-
tur auszugehen, in die Organisation der Mitt-
ler der bundesdeutschen Kulturpolitik jedoch 
ein zentralistisches Bausystem einzuführen, 
als ob Vierecke und rundförmige Puppen ab-
wechselnd in die größere Puppe eingefügt 
werden könnten. Um der globalen Identität 
der Kulturpolitiken im Rahmen der neuen 
Weltgeschichte willen kann von der Gliede-
rung der Weltmacht eben bis zum Struktur-
plan der bundesdeutschen Mittlerorganisatio-



nen nur ein Ordnungsprinzip angewendet 
werden. Hier werden die Leitstellen also ihre 
Planungsbilder noch auf die föderale Ord-
nung der Gegenwart abstimmen müssen.
Aus der inzwischen zutage getretenen Inter-
dependenz der Menschheit, die sich nicht nur 
in der grenzenlosen Übertragung von Seu-
chen, von Methoden der politischen Ausein-
andersetzung, von Ideologien, von Kunstmo-
dellen und zivilisatorischen Konstruktionen, 
aber auch von religiösen Schwingungen 
kundtut, ergibt sich die Selbstverständlichkeit 
des abwechselnden Ein- und Ausatmens im 
Kulturaustausch. Es ist bereits angedeutet 
worden, daß — historisch betrachtet — die 
einseitige Selbstdarstellung eine Nachschwin-
gung des Zeitalters der europäischen Weltge-
schichte und der getrennten Kulturkreise ist. 
Jetzt werden für den zwar in den „Leitsätzen"

proklamierten, aber in und mit der Bundesre-
publik Deutschland außerhalb der parallelen 
Einbahnstraßen der Kulturabkommen kaum 
ausgeführten und als vielseitiges Geschehen 
keineswegs durchdachten Kulturaustausch 
die auswärtige Kulturpolitik und innerstaatli-
che Bildungspolitik integriert werden müssen. 
Wäre dies früher geschehen, so hätten sich 
die Schwierigkeiten mit ausländischen Ar-
beitnehmern und anderen Gästen erheblich 
vermindert. Die feststellbare Veränderung 
reicht übrigens über die zwischenstaatliche 
Kulturpolitik weit hinaus: Innerhalb der 
christlichen Ökumene ist die von Europa zur 
Dritten Welt führende Einbahnstraße eben-
falls verlassen, werden etwa Ansichten und 
Anregungen indischer Theologen bereits in 
das Westchristentum integriert.
Kultur ist ein Lebewesen und nicht ein Ding, 
dessen Einzelteile nach Belieben zurechtge-
macht und transportiert werden können. Die-
se Wahrheit gilt auch für die Maßnahmen der 
Kulturpolitik und deren mögliche Wirkungen. 
Kulturen können deshalb nicht willkürlich 
aneinandergeleimt werden, sondern sich nur 
zuwachsen. Aus diesem Grunde ist auch der 
Gärtner von Organismen und nicht der Kon-
strukteur von Materialien — somit der Ge-
stalter, nicht der Macher — das Vorbild eines 
erfolgreichen, nämlich wirksamen Kulturpoli- 
tikers. Daraus ergibt sich wieder eine Chance 
zum begründeten teilweisen Verzicht auf Kul-
turbeziehungen. Nach der Erfahrung gewin-
nen diese nur Dauer, wenn zwischen den Re-
gionen unterschwellige Affinitäten (unbe-
wußte Anklänge und Zuneigungen) gegeben 
sind, dank deren sich die inter-nationalen und 
inter-kulturellen Fermente (Bindekräfte) 
entfalten können. In dieser Beziehung sind 
die meisten Kulturpolitiker mangels entspre-
chender Untersuchungen noch sehr unwis-
send und mit ihren Entscheidungen über Ak-
tivitäten entsprechend unsicher oder im Irr-
tum. Es ist noch nicht einmal die zuverlässige 
Methode festgestellt, wie diese Voraussetzun-
gen erfahren werden können.
Gewohnheitsmäßig wird eine Aufklärung von 
wissenschaftlich-logischen Untersuchungen 
erwartet. Andere aber meinen, daß als Späher 
ausgesandte feinsinnige Menschen dank intui-
tiver Einfühlung genauere Ergebnisse zurück-
bringen würden. Auf jeden Fall müssen einer 
Kulturpolitik entsprechende Feststellungen 
vorausgehen, wenn Geldverschwendung ver-
mieden und ein Kulturaustausch nicht gegen 
tiefliegende Abneigungen erzwungen werden 
soll. (Kulturabkommen können selbstver-
ständlich jederzeit aus realpolitischen Grün-
den vereinbart und durch Ausstellungen, 
Theater- und Konzertaufführungen oder



Know-how-Mitteilungen ausgefüllt werden. 
Sie bedeuten aber keinesfalls bereits eine An-
näherung der Bevölkerungen.) Zwischen dem 
deutschsprachigen Europa und den Kulturen 
des Schwarzen Erdteils fehlen durchaus die 
Affinitäten. Deshalb entbehren nur wenige et-
was, wenn die Übersetzungen afrikanischer 
zeitgenössischer Literatur plötzlich seit Jah-
ren völlig ausfallen, während sich die sponta-
nen Kontakte zu Asien intensivieren. Die 
Schwierigkeiten zwischen Südafrikanern eu-
ropäischer und kontinentaler Herkunft haben 
hier eine tiefe, nicht einfach durch tagespoli-
tische Beschlüsse abschaltbare Ursache (ne-
ben anderen). — Wie auch immer die Vermu-
tungen und Gewißheiten im einzelnen ausfal-

len mögen, die Kulturpolitiker sollten solche 
tiefliegenden individuellen oder kollektiven 
Zu- und Abneigungen, Fermente und Spalt-
kräfte, und nicht nur realpolitische Interessen 
berücksichtigen.

Der historische Ort heutiger Kulturpolitik 
liegt im Tal der Zwischenzeit zwischen den 
beiden Zeitaltern der eurozentrischen Welt-
kulturgeschichte und dem globalen polyzen-
trischen Weltgeschehen. Wetterstürze aus 
Zusammenbrüchen der Vergangenheit und 
aus Auffaltungen der Zukunft prallen aufein- 
anler. So entstehen Hochspannungen zwi-
schen der europäischen Kulturkrise und der 
Weltkrise, die sich wie zwei Gewitter inein-
anderschieben und denen die Politik des Kul-
turaustausches zwischen der Aufgabe einer 

welthaltigen deutscher Bildung und der Ge-
nugtuung gegenüber einer erdweiten Inan-
spruchnahme der europäischen Zivilisation 
deutscher Zunge ausgesetzt wird. Aus diesen 
Voraussetzungen ergibt sich die Notwendig-
keit einer Politik, die in erster Linie als Im-
pulsivität zu charakterisieren ist und erst in 
zweiter Linie mit amtlichen Aktivitäten iden-
tisch sein sollte. Die politische Aufgabe ist 
das gleichberechtigte Miteinanderdenken und 
Zusammenarbeiten aller Gruppenkräfte und 
Generationen im In- und Ausland ohne Vor-
rang der Staatsbehörden und der ihnen nach-
geordneten Organisationen, weil sie über 
mehr Geld verfügen. Nur in der bevölke-
rungsbreiten Abstimmung können annähernd 
ausreichende personelle Kräfte und materielle 
Mittel für die neuartigen Aufgaben gewonnen 
werden. Insofern sollte eine gleichsam demo-
kratische Umstellung von repräsentativ-büro-
kratischen Pflichtleistungen zu einem plebis-
zitär-freiwilligem Prinzip eingeleitet wer-
den.
Wenn von den zuvor aufgereihten Grundriß- 
Elementen ausgehend konstruktiv weiterge-
dacht würde, so ergäben sich nicht wenige 
Veränderungen der operativen Strukturen 
und der operativen Handlungen. Jedes Wirt-
schaftsunternehmen, das seine Produktionen 
umstellt, jede Staatsregierung, die ihre Ver-
teidigungskonzeption oder gar ihre Staatsidee 
verändert, wie es außerhalb der europäischen 
Zivilisation häufig vorkommt, weiß, daß sie 
nach neuen Strukturen, neuen Instrumenten 
und Methoden suchen, aber auch ihr Personal 
gründlich umschulen oder auswechseln muß. 
In der Umstellung von der auswärtigen 
Selbstdarstellung zum membranehaft hin- und 
herschwingenden Kulturaustausch sind die 
Anforderungen nicht geringer, wobei sich der 
Wandel durchaus in Entwicklungsstufen voll-
ziehen kann. Wenn die Aufnahme von Ein-
flüssen und der „Export" der eigenen Zivilisa-
tion gleichermaßen wichtig werden, muß im 
amtlichen Bereich die Behördenorganisation 
dieser janusartigen Aufgabe entsprechend 
umgebaut werden.
Das bedeutet in der Bundesrepublik Deutsch-
land in der ersten Stufe die Zurücknahme al-
ler verteilten auswärtigen Zuständigkeiten 
auf das Auswärtige Amt, das Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
das Bundespresse- und Informationsamt — 
mehr ist zunächst aus innenpolitischen Rück-
sichten nicht zu erwarten —, so daß die mit 
Innenaufgaben befaßten Behörden klare Part-
ner erhalten. Dann kann die Zersplitterung in 
mehrere Außenpolitiken, etwa durch die gei-
stig-politische Integration von Kultur- und 
Entwicklungspolitik, aufgehoben, die Bünde-



lung der einzelnen Auslandsvorhaben, also 
der taktischen Maßnahmen, im Rahmen einer 
geschlossenen operativen Planung gesichert 
werden. Auf der zweiten Stufe ist die — übri-
gens von der Enquete-Kommission schon an-
gesprochene, aber in deren überholte Konzep-
tion eingeordnete — Einrichtung einer über-
geordneten Instanz in der Art eines Staatsbe-
auftragten für den Kulturaustausch notwen-
dig, der von Ressortbegrenzungen und der 
einseitigen Verfolgung staatspolitischer Inter-
essen freigestellt ist. Durch seine Richtlinien-
kompetenz und Stabstätigkeit wird die Ver-
strickung von auswärtiger Kulturpolitik und 
innerstaatlicher Bildungspolitik in Anpassung 
an die Interdependenz der Erdkulturen einge-
leitet. Ohne Zweifel werden sich erst einige 
Generationen an die neuen geschichtlichen 
Ordnungen und Vorgänge gewöhnen müssen, 
ehe sich alle Strukturen umbiegen lassen. 
Von dieser Institution ausgehend sollten dann 
auch die Kupplungsstutzen zur subregionalen 
Kooperation der deutschsprachigen Staaten 
Europas einerseits und zur Region der westli-
chen Gemeinschaft andererseits entwickelt 
werden, um über einzelstaatliche Operationen 
und Taktiken hinweg zu einer strategischen 
Konzeption zu gelangen. Die westeuropäische 
Zusammenarbeit wird jedoch schon im vor-
hinein mit Problemen belastet, seitdem die 
neun Regierungen der bestehenden Gemein-
schaft in einem einseitigen staatlich-wirt-
schaftlichen Denken den bisherigen Gedan-
ken einer Kulturgemeinschaft dadurch zerfal-
len lassen, daß sie der islamischen Türkei 
und dem orthodox-kyrillischen Griechenland 
die Aufnahme als Vollmitglieder zugesagt ha-
ben.
Im einzelnen könnte mit der Integration der 
deutschsprachigen Kulturinstitute und wis-
senschaftlichen Zweigstellen im Ausland 
pragmatisch begonnen werden, so daß auch 
insofern die kulturelle Repräsentation den 
Vorstellungen der Partner zu entsprechen be-
ginnt: Die Fremden reden nämlich von Deut-
schen und Europäern und nicht von fragmen-
tarischen staatspolitischen Denominationen. 
Auch innerhalb Europas gibt es viele Ansatz-
möglichkeiten zu integrierenden Maßnahmen, 
etwa wenn von den deutschsprachigen Nach-
barn das türkisch-österreichische Schulmodell 
übernommen würde.
Dem Neubau der Behördenorganisation muß 
selbstverständlich eine Veränderung im Orga- 
nogramm der medial gegliederten Mittleror-
ganisationen entsprechen, die bisher nur 
kleinste Anbauten für das Innenfeld des Kul-
turaustausches kennen (das Berliner Künstler-
programm des DAAD, das Ausstellungsforum 
des IfA in Stuttgart, auslandskundliche Planun-

gen des Goethe-Institutes für seine Inlands- 
Ausbildungsstätten). In diesem Zusammenhang 
ist es notwendig, breit klaffende Lücken für die 
deutsche Auslandsbildung und für den Aus-
tausch der audovisuellen Kultur (Architektur, 
bildende und darstellende Künste, Filmwesen, 
Musik) durch neue Mittlerorganisationen, durch 
die Verkupplung von Auslandsgesellschaften 
und Erwachsenenbildung, durch die akademi-
sche Gestaltung eines Institutes für Auslands-
kunde zu schließen, das die historischen Vor-
bilder des „Seminars für Orientalische Spra-
chen" und der „Hochschule für Politik" inte-
griert.
Wahrscheinlich erfordert die neuartige Auf-
gabe auch die Erfindung und Ausfeilung neu-
er Instrumente. Bestimmt aber wird endlich 
eine Klärung des Personalbildes und — wie 
die Lebensansprüche nun einmal entwickelt 
sind — die schöpferische Ausgestaltung einer 
beruflichen Laufbahn unvermeidbar werden. 
Diese sollte allerdings vom bürokratischen 
Berufsbild der Kulturverwalter weit entfernt 
sein und die außerordentlichen weltoffenen 
und wagemutigen Naturen anziehen, die sich 
sonst unter die Auswanderer der Bundesrepu-
blik einreihen würden. Wenn Kulturaus-
tausch überhaupt die Überwindung des Pro-
vinzialismus bedeutet, so sollte diese Zielvor-
stellung in den Vermittlern bereits vorgebil-
det und durch sie verkörpert sein. Da aber 
nicht anzunehmen ist, daß Bürokratien ganz 
andersartige Vorstellungen aus sich heraus 
entwickeln, ist hier bereits der erste Hinweis 
auf die notwendige Zusammenarbeit von frei-
en, unabhängigen Kräften, vor allem Einzel-
nen, mit den institutionalisierten Leitstellen 
gegeben, die bisher völlig unterentwickelt ge-
blieben ist.
Die ohne weiteres ineinander geschachtelten 
Stufen des Kulturaustausches (Strategie, Ope-
ration, Taktik) sollten jede für sich noch der 
anderen Baufolge von Erkundung, Beurteilung 
der Lage, Entscheidung und Tun im Arbeits-
prozeß folgen. Von den Anfängen der auswär-
tigen Kulturpolitik bis zum Enquete-Bericht 
sind in dieser Beziehung erstaunliche Lücken 
und Verdrehungen zugelassen worden: Oft 
folgte die Erkundung erst der Projektent-
scheidung oder blieb deren Ausführung aus. 
Eine Bestandsaufnahme ergibt ein bestürzen-
des Unwissen der Kulturpolitiker einerseits 
über die aus der eigenen Kulturkrise abgelei-
teten Auslandsbedürfnisse der deutschen Be-
völkerung, andererseits über die sehr unter-
schiedlichen Potenzen und Aufnahmekapazi-
täten der Partner. Die Fragen, welche fremden 
Einflüsse uns und welche Errungenschaften 
Europas den fremden Zivilisationen guttun 
oder Schäden zufügen, sind bisher nicht 



gründlich untersucht worden. Aus Mangel an 
Kenntnissen wurden pauschale Empfehlungen 
für „Entwicklungsländer" oder Ansichten 
über ein Kulturgefälle zwischen Industrie-
staaten und jenen überhaupt erst möglich. 
(Worin besteht das Gefälle zwischen Japan, 
Korea oder Indien, zwischen Skandinavien, 
Peru oder Iran?)

Die bundesdeutsche Kulturpolitik hat bisher 
als Anhängsel der traditionellen Staatspolitik 
ohne die notwendige genaue Erforschung der 
„Auslands- und Binnenmärkte" gehandelt, die 
für andere Sektionen der Außenpolitik im 20. 
Jahrhundert der Konsumgesellschaften, hier 
also der Massenkulturen, zur selbstverständli-
chen Voraussetzung geworden ist. Sicher ge-
nügen auch die jährlich fälligen kulturpoliti-
schen Pflichtberichte der Botschaften keines-
wegs zur Beurteilung der Außenlage. Hier 
gäbe die zitierte Empfehlung der Enquete- 
Kommission für die Einrichtung einer Infor-
mationssammelstelle einen brauchbaren Fort-
schritt, wenn die Erhebungsmethoden nicht 
nur dem Stand der Technologie entsprechen, 
sondern an den Kulturen orientiert werden.

Ohne Zweifel sollte auch der Entscheidungs-
prozeß über die Auswahl der Operationen der 
Verwaltung entzogen und einem übergeord-
neten Gremium übertragen werden, das sich 
aus auslands- bzw. inlandskundigen Kultur-
schaffenden und Kulturpolitikern der Legisla-
tive und Exekutive zusammensetzt und die 
taktischen Empfehlungen der Mittlerorganisa-
tionen, Auslandsgesellschaften, Kulturinstitu-
tionen und nicht zuletzt der Kulturarbeiter 
vor Ort in seinen Entschlüssen berücksich-
tigt. Welche Gruppen und Personen insofern 
Zusammenwirken müssen, hat das Anhörungs-
verfahren der schweizerischen Kommission 
für Fragen der Kulturpolitik vorgezeichnet.

Im Hinblick auf die operativen Entscheidun-
gen, die schon zu Beginn der siebziger Jahre 
durch eine Prioritätenliste vorgeprägt worden 
sind, ist noch einmal eine Rückkoppelung 
notwendig: Wenn für den Kulturaustausch 
die Lebensnotwendigkeiten der Bevölkerung, 
auch mit fremdkulturellen Hilfen die eigene 
Kulturkrise und die dadurch entstandenen Zi-
vilisationskrankheiten zu bewältigen, ebenso 
maßgebend sind wie der „Kulturexport" als 
Staatspolitik, darf die Prioritätenordnung für 
die Partnerschaft mit ausgewählten Regionen 
nicht mehr lediglich von staatspolitischen In-
teressen bestimmt werden. Beide Maßstäbe 
müssen sich notgedrungen ineinanderschie-
ben und die endgültige Reihenfolge der be-
vorzugten Partner bestimmen. Während also 
in der bisherigen Einteilung des Auswärtigen 
Amtes alle Fremdkulturen (mit Ausnahme der 

arabisch-islamischen Subregionen an der Süd- 
und hinter der Ostküste des Mittelmeeres) an 
die letzte Stelle der globalen Aufgaben ge-
rückt wird, bevorzugen nicht nur deutsche 
Ferntouristen die außereuropäischen Länder 
im Vergleich zu NATO-Mitgliedstaaten oder 
dem nordamerikanischen Teilkontinent. 
Wachsende Gruppen geben sich asiatischen 
Einflüssen hin. Gleichsam durch eine unsicht-
bare Volksabstimmung müßten also der indi-
sche Subkontinent oder auch die ostasiati-
schen Kulturen in der Priorität höher einge-
stuft werden. Das aber bedeutet zugleich, daß 
die undifferenzierte Abstufung der Dritten 
Welt unhaltbar wird. Insofern wird eine neue 
Durcharbeitung der gesetzten Ordnung not-
wendig werden.

Für das Tun aber gelten die Maßstäbe der 
Kontinuität, der sozio-kulturellen Schwer-
punktbildung, der instrumentalen Konzentra-
tion, die das Zerflattern in unzusammenhän-
gende und oft unterbrochene Maßnahmen 
verhindert, und der möglichst abgerundeten 
Vollständigkeit. Die Taten müssen deshalb in 
den Zusammenhang von Vorbereitung, Durch-
führung mit begleitender Multiplikation und 
Nachbereitung gestellt werden. Da letztere be-
sonders oft vernachlässigt wird, sollten in 
Zukunft zum Beispiel nur soviele ausländi-
sche Stipendiaten in der Bundesrepublik oder 
in Drittländern (sur-place-Stipendien) geför-
dert werden, als zumindest alle zwei Jahre mit 
Nachkontakten versorgt werden können.

Vielleicht wird auf diesem Wege der gesi-
cherten und feinsinnigen Kenntnisse, der 
sorgfältigen — am eigenen Vermögen und Be-
darf ebenso wie an den weltkulturellen Not-
wendigkeiten orientierten — Lagebeurteilung 
durch Kompetente und nicht nur Zuständige, 
des sich selbst kontrollierenden Entschei-
dungsprozesses und der Verwirklichung 
durch auf diese Aufgaben gründlich vorberei-
tete und begabte Personen der notwendige 
Umbruch möglich. In ihm werden auch viele. 
Einzelheiten — wie etwa die Städtepartner-
schaften — einen neuen Sinn finden und an-
dere — wie die Aufgeschlossenheit der bun-
desdeutschen Hochschulen für Berufungen 
von Professoren aus den außerdeutschen 
Sprachräumen — entwickelt werden.

Die Instrumente sind bisher in eurozentri-
schem Denken nach den eigenen Gewohnhei-
ten zugerichtet worden. Die Partnerschaft ei-
ner Schriftkultur mit Oralkulturen, einer vor-
wiegend geschichtslosen Bevölkerung mit ge-
schichtsbewußten Völkern, einer pluralisti-
schen Gesellschaft mit auf Konzentration ein-
gestellten und nach nationaler oder regiona-
ler Identität strebenden Staatsangehörigen 



hat die Wahl der Instrumentensysteme kaum 
beeinflußt. Die entschiedene Akzentverschie-
bung zu audovisuellen, auch Analphabethen 
verständlichen und den fremden Massen der 
Jugendlichen sympathischen Instrumenten 
scheint notwendig zu werden.

Das Modell der Neuordnung von Strukturen, 
Methoden und Personalien kann im Zusam-
menhang dieses Textes nur eine Skizze sein. 
Diese setzt aber bereits ein kulturpolitisches 
Erdbild in dessen vielfältigen Zuständen und 
Tendenzen, Röntgenaufnahmen der eigenen 
Kulturkrise, fremder Regionalkrisen und der 
umfassenden Weltkrise, ein Bewußtsein der 
interkulturellen Anlegemöglichkeiten (und 
-Unmöglichkeiten) und der eigenen passiven 
wie aktiven Potenzen voraus. Insofern haben 
zur Zeit unsere Unkenntnisse noch ozeani-
sche Ausmaße. Es gilt also, diese unter Rück-
griff auf internationale Vorleistungen und 
Kooperationsmöglichkeiten einzudämmen, da-
mit der mindestens seit einem Jahrzehnt ver-
säumte Umbruch im politischen Denken und 
im kulturellen Handeln auf festen Unterlagen 
geschehen kann. Die bundesdeutschen Au- 

Benpolitiker haben zwar das Volumen der 
Etatansätze früherer Jahrzehnte für die aus-
wärtige Kulturpolitik deutlich überschritten, 
verharren aber im politischen Denken, in der 
Ausbildung von Begriffen und Kategorien auf 
dem Stand der zwanziger Jahre. Sie glauben 
immer noch, trotz des unruhigen, oft ungebär-
digen Dranges nach Reformen, an die hervor-
ragende Wirksamkeit der reinen Staats- und 
der Außenwirtschaftspolitik. Sie haben die 
stärkere Tiefen- und damit Dauerwirkung der 
kulturellen Außenpolitik noch keineswegs er-
kannt — vielleicht, weil die Kriterien der di-
plomatischen und parlamentarischen Perso-
nalauswahl traditionell gerichtete Be-
gabungen bevorzugen und die Bedeutung der 
eigenen Kultur für außenpolitische Operatio-
nen, der fremden Kulturen für die eigene exi-
stentielle Volksgesundheit nie bewußt gewor-
den ist. Hier könnte der Hebel einer diploma-
tischen Fortbildungsakademie auf einem zur 
Bundeswehrakademie vergleichbaren Niveau 
angesetzt werden. Inmitten des globalen Zeit-
bruches sind die Bezüge zur Weimarer Repu-
blik kaum noch tragfähig.

Wenn wir die deutschen Kulturpolitiken in 
der Reihenfolge des Kaiserreiches, der Wei-
marer Republik, des nationalsozialistischen 
Führerstaates und der Bundesrepublik 
Deutschland (auch der Bundesrepublik Öster-
reich und der Deutschen Demokratischen Re-
publik) überblicken, scheinen sich die beiden 
Möglichkeiten internationaler Beziehungen 
— die Hinwendung zur Propaganda oder zur 
Partnerschaft — abwechselnd zu übersprin-
gen. Diese unstete Entwicklung hat die geisti-
ge Horizonterweiterung aufgehalten. Demge-
genüber hat aber die deutsche Selbstbezogen-
heit alle Umbrüche der Staatssysteme über-
dauert. Auch die bürokratischen Verwal-
tungsmethoden sind konstant geblieben. Zwar 
ist die anfängliche Unterordnung der kultu-
rellen Auslandsarbeit unter die Nachrichten- 
und Pressepolitik in den Zentralen auf eine 
Gleichberechtigung der Öffentlichkeitsarbeit 
im Ausland, der Kulturpolitik und der ausge-
gliederten Bildungshilfe umgestellt worden, 
jedoch im Rahmen der meisten diplomati-
schen Auslandsmissionen nach wie vor erhal-
ten geblieben. Dies ist schon ein Zeichen 
dafür, daß die weltpolitischen Akzentver-
schiebungen noch nicht in entsprechende 
außenpolitische Praktiken umgesetzt werden 
konnten. Auch der Fortschritt von den kaiser-
lichen Propagandaschulen zum heutigen Mo-

Schlußbemerkung

dell der bi-kulturellen Schulen in einem Zeit-
raum von siebzig Arbeitsjahren erlaubt nicht 
gerade den Rückschluß auf eine dynamische, 
mit den großen geistigen Bewegungen der 
Menschheit in diesem Jahrhundert Schritt hal-
tenden Kulturpolitik.
Die Wachstumsraten deutscher Kulturpolitik 
bestehen in der quantitativen Erhöhung der 
Aufwendungen und in der Technisierung des 
Instrumentariums, die nicht selten mit einem 
Zurückdrängen der unmittelbaren menschli-
chen Begegnungen bezahlt werden. Es ist auch 
bemerkenswert, daß alle Bewegungsimpulse 
von außen an die Kulturverwaltungen heran-
getragen worden sind. Die Namen von Lam-
precht, Rohrbach, Becker, Bergsträßer und 
Sattler stehen stellvertretend für andere anre-
gende Persönlichkeiten. Doch deren Wirkung 
ist dann über die Felder der operativen und 
taktischen Maßnahmen nicht vorgedrungen. 
Niemals ist eine Strategie der deutschen Kul-
turpolitik entwickelt worden. Angesichts vie-
ler tüchtiger, für die einzelnen oft aufreiben-
der Leistungen stehen wir vor dem Gesamter-
gebnis, daß der Umbruch von der europä-
ischen zur globalen Weltgeschichte und die 
damit verbundene neue Einschätzung aller 
politischen Werte, daß ferner die erdumspan-
nenden geistigen Bewegungen, die trotz ihrer 
verschiedenartigen Ansätze übereinstimmend 



um erste Entwürfe eines neuen Bewußtseins 
mit der Aussicht auf einen ganz neuen Men-
schen ringen, in die deutsche Kulturpolitik 
noch nicht aufgenommen worden sind.

Aus den gleichzeitig wirksamen, ineinander 
geschachtelten Kulturkrisen und aus den ver-
einzelten Ausbrüchen in Kulturrevolutionen 
sind bisher keine angemessenen Folgerungen 
gezogen worden. Die deutsche Kulturpolitik 
wird trotz der täglichen Registrierung ferner 
politischer und schöpferischer Ereignisse 
hoch von demselben Weltgefühl wie zu Zei-
ten der Weimarer Republik getragen. Deshalb 
ist es auch nicht überraschend, daß die Wen-
de von der andauernden Selbstbestätigung zu 
einem unserem geokulturellen Gewicht ange-
messenen neuen Selbstbewußtsein, von einer 
selbstbezogenen, auf Propaganda oder Kultur-
werbung, auf beschauliche oder aggressive 
Selbstdarstellung eingerichteten kulturellen 
Außenpolitik zur Politik des Kulturaustau-
sches noch nicht gelungen ist. In der außen-
politischen Praxis tritt dieser eben vermerkte 
Rückstand sehr deutlich zutage: Noch nie-
mals ist ein deutscher Außenminister auf die 
Idee gekommen, nur um der unmittelbaren 
Kulturbeziehungen willen eine dienstliche 
Auslandsreise anzutreten. Voraussichtlich 
würde der betroffene Berufspolitiker ein sol-
ches Ansinnen unter Hinweis auf seinen 
durch weltwirtschaftliche und staatspolitische 
Beratungen besetzten Terminkalender als un-
zumutbar beurteilen. Solange jedoch diese 
Meinung gilt, wird der trotz des Überangebo-
tes von Weltnachrichten zunehmende Provin-
zialismus unvermeidbar werden.

In der Geistesgeschichte der politischen Ideen 
und in der Themengeschichte des kulturellen 
Schaffens hat der Austausch der Kulturen für 
Deutschland nur eine nebensächliche Rolle 
gespielt. Zugleich haben die deutschen Kul-
turpolitiker aus eigener geistiger Kraft weder 
eine der veränderten kulturellen Weltlage 
entsprechende intellektuelle Konzeption noch 
ein den deutschen Mentalitäten und Potenzen 
angemessenes Aktionsmodell entworfen. Die 
Anpassung konzentriert sich auf die jewei-
lige Haushaltslage. Die Pro- und Kontra- 
Diskussion um die Übernahme des fremden 
Modells des British Council wird dagegen seit 
einem Menschenalter fortgesetzt. Die unter 

anderen Lagen und Perspektiven etwa wäh-
rend der Weimarer Republik geschaffenen 
und entwickelten Instrumente sind kaum 
grundlegend umgeformt worden. Schon in 
diesen Beispielen äußert sich ein Mangel an 
Eigenleistung, der — weil er den Eindruck 
schöpferischer Schwäche vermittelt — der 
Glaubwürdigkeit der europäischen Kultur 
deutscher Zunge abträglich ist. Diese kann 
eben nur durch eine lebendige, der werden-
den Weltgeschichte zugerichtete Gestaltung 
der eigenen Außenpolitik und durch eine in-
tensive schöpferische Ausstrahlung gewon-
nen werden, die alle überkommenen und zeit-
genössischen Reserven auswertet. Eine ehrli- 
che’Bestandaufnahme wird vielleicht ergeben, 
daß die Basis, von der aus die Deutschen von 
nun an ihren Beitrag zur Weltkultur des neu-
en Zeitalters leisten, ziemlich schmal gewor-
den ist. Deshalb würde auch jede in innerstaat-
lichen ideologischen Gruppenkämpfen durch-
gesetzte Ausklammerung schöpferischer Lei-
stungen (von Marx über Brecht zu Bloch bei 
den einen, von Nietzsche über George zu Hei-
degger oder Jünger bei den anderen) einer 
Selbstverstümmelung ähneln. Solche Amputa-
tionen an der ganzen Identität können nie-
mals prothesenartig durch die Niederschläge 
des reproduktiven Tuns und Handelns ersetzt 
werden.
Alles in allem fehlt der Politik des Kulturaus-
tausches in Deutschland noch der große Ent-
wurf, der überhaupt erst die Anteilnahme der 
deutschen Bevölkerung wachrufen kann. Die 
Aufgabe des Deutschen Bundestages sollte es 
aber im Verlaufe seiner bevorstehenden Ple-
nardebatte sein, sich weniger mit dem Für 
und Wider über die vorwiegend taktischen 
Empfehlungen der Enquete-Kommission zu 
befassen, sondern einen Weg zum Auftrag an 
die „geistigen Führer des modernen Deutsch-
land" (Bethmann Hollweg) zur raschen Ausar-
beitung einer kulturpolitischen Strategie im 
Zusammenhang einer welthaltigen und welt-
geschichtlichen Außenpolitik und innerstaat-
lichen Bildungspolitik sowie einer im buch-
stäblichen Sinne des Wortes weltkulturellen 
Vorstellung zu finden. Vielleicht leuchten in 
den parlamentarischen Debatten selbst schon 
die Orientierungszeichen eines aus dem glo-
balen Geschehen abgeleiteten Denkens und 
Verhaltens auf.



Wolfgang Bergsdorf

Die sanfte Gewalt
Sprache — Denken — Politik

„Die Neusprache war die in Ozeanien einge-
führte Amtssprache, sie war zur Deckung der 
ideologischen Bedürfnisse des Engsoz erfun-
den worden. Sie hatte nicht nur den Zweck, 
ein Ausdrucksmittel für die Weltanschauung 
und geistige Haltung zu sein, die den Anhän-
gern des Engsoz allein angemessen war, son-
dern darüber hinaus jede Art anderen Den-
kens auszuschalten. Wenn die Neusprache 
erst ein für allemal angenommen und die Alt-
sprache vergessen worden war (etwa im Jah-
re 2050), sollte sich ein unorthodoxer — d. h. 
ein von den Grundsätzen des Engsoz abwei-
chender — Gedanke buchstäblich nicht mehr 
denken lassen, wenigstens insoweit Denken 
eine Funktion der Sprache ist. Der Wort-
schatz der Neusprache war so konstruiert, 
daß jeder Mitteilung, die ein Parteimitglied 
berechtigterweise machen wollte, eine genaue 
und oft sehr differenzierte Form verliehen 
werden konnte, während alle anderen Inhalte 
ausgeschlossen wurden, ebenso wie die Mög-
lichkeit, etwa auf indirekte Weise das Ge-
wünschte auszudrücken. Das wurde teils 
durch die Erfindung neuer, hauptsächlich 
aber durch die Ausmerzung unerwünschter 
Worte erreicht, und indem man die übrigge-
bliebenen Worte so weitgehend wie möglich 
jeder unorthodoxen Nebenbedeutung entklei-
dete. Ein Beispiel hierfür: das Wort .frei' gab 
es zwar in der Neusprache noch, aber es. 
konnte nur in Sätzen wie: .Dieser Hund ist frei 
von Flöhen', oder .Dieses Feld ist frei von Un-
kraut' angewandt werden. In seinem alten 
Sinn von .politisch frei' oder .geistig frei' 
konnte es nicht gebraucht werden, da es die-
se politische oder geistige Freiheit nicht ein-
mal mehr als Idee gab und infolgedessen 
auch keine Bezeichnung dafür vorhanden 
war." 1)

Mit diesen Sätzen beginnt die „Kleine Gram-
matik" des englischen Sozialisten George Or- 
well, die er seinem utopischen Roman „1984" 
beigefügt hat. Eine Hauptrolle in diesem dü-
steren Szenarium totalitärer Herrschaft über-

1) George Orwell, Neunzehnhundertvierundachtzig, 
Ein utopischer Roman, Zürich 1950.

I.

trug er der Sprache, die seiner Überzeugung 
nach das wichtigste Mittel von Diktaturen ist, 
sich Menschen gefügig zu machen. Die visio-
näre Kraft, mit der Orwell die geistige Ent-
mündigung des Menschen durch die Verge-
waltigung seiner Sprache schildert, macht die 
„Kleine Grammatik" von 1984 zu einem wich-
tigen politischen Dokument.

Nur noch sieben Jahre trennen uns von dem 
Jahr, in das Orwell seinen utopischen Roman 
hineingeschrieben hat. Man muß kein Opti-
mist sein, um hoffen zu können, daß nicht 
alle bedrückenden Voraussagen Orwells 
schon 1984 Wirklichkeit sein werden. Den-
noch stellt er in seinem Roman über den Zu-
sammenhang von Politik und Sprache Fragen, 
die uns nachdenklich machen müssen.

Orwell behauptet, daß eine universale totali-
täre Diktatur eine neue Sprache benötigt, die 
antitotalitäre Gedanken im Wortsinn undenk-
bar macht. Und er behauptet weiter, es gebe 
gefährliche Tendenzen bereits in der politi-
schen Sprache der Zeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg, die wie ein Krebsgeschwür die Le-
bendigkeit und Ausdrucksfähigkeit unserer 
Umgangssprache zu zerstören drohten. Diese 
Angst war für ihn einer der Beweggründe, 
„1984" zu schreiben.
Wer sich über die alles überragende Bedeu-
tung wundert, die Orwell der Sprache bei-
mißt, verkennt den Zusammenhang zwischen 
Denken, Sprechen und Handeln. Er vergißt, 
daß nichts mehr als die Sprache den Men-
schen von allen anderen Lebewesen unter-
scheidet. Es ist die Sprache, so stellt Ernst 
Cassirer fest, die den Menschen aus der abso-
luten Umweltbezogenheit des Tieres befreit. 
Das Verständnis unserer Welt reicht nicht 
weiter als unser Denk- und damit unser 
Sprachvermögen.
Sprechen ist ein geistiger Zugriff des Men-
schen auf die Dinge, der in einer Auseinan-
dersetzung zwischen Innen und Außen ein 
Stück Lebenswelt menschlich faßbar macht, 
meint der Bonner Sprachforscher Leo Weis-
gerber. Indem wir Dinge benennen, Empfin-
dungen Namen geben, Ereignisse in Lautsym-



bolen beschreiben, schaffen 
2

wir Ordnung in 
unserer Welt, verstehen wir sie ).

Wann immer zwischen Menschen Überein-
stimmung oder Einwilligung erreicht wird, 
gleichgültig, welche Symbole als Hilfsmittel 
dazu verwandt werden, wird diese durch 
Sprache erreicht oder sie findet überhaupt 
nicht statt. Denn auch nichtsprachliche Sym-
bole erhalten ihre Bedeutung nur durch 
sprachliche Verständigung. Das ist der Grund 
dafür, daß ohne Sprache eine menschliche 
Gemeinschaft nicht denkbar ist. Familie, Sip-
pe, Stamm, Volk sind Ergebnisse des mensch-
lichen Geistes, der mit der Sprache Ordnun-
gen für mensch 3liche Beziehungen schafft ).

Aristoteles definiert in seiner „Politik" den 
Menschen als ein sprechendes Wesen und 
stellt fest, daß die Sprache dazu dient, offen-
bar zu machen, „was nützlich und schädlich, 
gerech

4

t und ungerecht ist. Das gemeinsame 
Bewußtsein davon schafft erst Haus und 
Staat" ).

Noch mehr als 2100 Jahre später bewegen 
sich auch Marx und Engels im Rahmen dieser 
Grundüberzeugungen der europäischen Kul-
turgeschichte mit ihrer Feststellung, daß 
Sprache das praktische, auch für andere Men-
schen existierende Bewußtsein sei. Wenn 
man diese Behauptung für richtig hält und sie 
weiterdenkt, wird es höchst zweifelhaft, ob 
Menschen ohne Sprache überhaupt denken 

und anders als unbewußt handeln könnten. 
Ebenso wie die Sprache dem Menschen die 
Chance gibt, ein Lebewesen besonderer Art 
zu sein, so errichtet Sprache auch Grenzen, 
die der Mensch nur mit Mühe — wenn über-
haupt — überschreiten kann. Denn durch 
Sprache wird Denken und Handeln nicht nur 
ermöglicht, sondern auch begrenzt.

Jeder Mensch erlebt Situationen und Erfah-
rungen, die er mit den ihm zur Verfügung ste-
henden Wörtern nicht ausdrücken kann. Je-
der ist auf Wörter angewiesen, deren vorge-
stanzte Bedeutungsinhalte immer nur annä-
herungsweise die ureigensten Gefühle aus-
drücken können, von denen er häufig genug 
überzeugt ist, daß sie einzigartig und unwie-
derholbar seien. Es ist der immer wieder ge-
leistete Versuch, diese Grenzen zu über-
schreiten, der Dichtung hervorbringt. Dieser 
Kampf um die Überwindung der Grenzen der 
Sprache ist so alt wie die Menschheit. Peter 
Hoffstätter erinnert an ein aus der 12. Dyna-
stie Ägyptens überliefertes Beispiel: „Besäße 
ich doch die Worte, die unbekannt sind, Aus-
drücke, die uns fremd sind, geformt in einer 
neuen Sprache, die es bisher nicht gab, die 
noch nicht wiederholt wurde. Nicht die Be-
griffe der alten Sprache, die schon unseren 
Vorfahren geläufig war. Ich v

5

ersuche, alles 
aus meinem Geist herauszupressen, was in 
ihm ist und ich verliere alles, indem ich es 
sage." )

II.

Dennoch erschöpft sich die konstituierende 
Bedeutung der Sprache für den Menschen 
nicht in der Verständigungsfunktion der Laut-
symbole. Abbe d'Aubignac wurde bereits im 
17. Jahrhundert angegriffen wegen seiner ra-
dikalen Feststellung: Sprechen ist Handeln6)- 
Weil aber jede Kommunikation bezweckt, das 
Verhalten anderer Menschen zu beeinflussen, 
ist Sprechen auch Handeln. Der amerikani-
sche Sozialpsychologe C. Kluckhohn, geht so-
weit, die Funktion der Sprache als Transport-
mittel von Ideen ihrer Handlungsfunktion un-
terzuordnen: „In Wörterbüchern steht immer, 
daß die Sprache ein Mittel ist, um Ideen mit-

2) Leo Weisgerber, Sprachsoziologie, in: Handwör-
terbuch der Sozialwissenschaften, Stuttgart-Tübin-
gen-Göttingen 1956, Band 9, S. 726.
3) Vgl. hierzu: B. L. Whorf, Sprache, Denken, Wirk-
lichkeit, Reinbek 1963, S. 11.
4) I 1253 a.
5) Peter Hoffstätter, Einführung in die Sozialpsycho-
logie, Stuttgart 1963, S. 245.
6) La Practique du Thetre, Paris 1657, S. 370.

zuteilen. Die Semantiker und Anthropologen 
stimmen überein, daß das eine unbedeutende 
Funktion der Sprache ist. Vor allem ist Spra-
che ein Instr 7ument der Handlung." )

Weil Politik vielleicht mehr noch als andere 
Bereiche des Lebens von der Verständigungs- 
und Handlungsfunktion der Sprache abhängt, 
ist die politische Dimension der Sprache von 
einer unüberschätzbaren Bedeutung. Histori-
ker und Philosophen gehen gelegentlich so 
weit, Geschichte als einen fortwährenden 
Kampf um die Sprache zu charakterisieren, 
als einen Kampf um den Sieg der eigenen 
Sprache und damit auch der eigenen Ideen-
welt, der eigenen Ideologie.

Ob man sich die Vielzahl der aktuellen Aus-
einandersetzungen über die Sprachen kleiner 
oder großer Minderheiten nicht nur in Län-
dern der Dritten Welt, sondern auch in west-

7) Spiegel der Menschheit, Zürich 1951, S. 164. 



liehen Ländern wie Kanada, Österreich, Belgi-
en und Frankreich ansieht, oder ob man die 
Sprache der Politik untersucht: man wird im-
mer wieder feststellen müssen, daß allen 
Sprachkonflikten der Versuch der Mächtige-
ren in einer Gesellschaft zugrunde liegt, ihre 
Machtstellung auszubauen, indem sie den 
Schwächeren die Bedeutungsinhalte von 
sprachlichen Symbolen oder der von ihnen 
benutzten Sprache insgesamt vorschreiben. Es 
geht immer darum, den politischen Einfluß 
über die Sprache zu befestigen oder auszu-
bauen. Kontrolle und bewußte Veränderung 
der Sprache sind die Mittel, mit denen Herr-
schaft durch Sprache ausgeübt wird.

Schon Thukydides machte in seiner Beschrei-
bung des Peloponnesischen Krieges auf eine 
Veränderung der Sprache aufmerksam, die 
eine politische Ursache hatte und politische 
Ziele verfolgte: „Wörter mußten damals ihre 
herkömmliche Bedeutung ändern und neue 
Bedeutungen annehmen. Rücksichtsloses 
Draufgängertum wurde für tapfer erklärt, klu-
ges Zögern wurde als Feigheit denun-
zier 8t." )

Man kann diesem Befund des griechischen 
Geschichtsschreibers entgegenhalten, daß die 
Veränderungen — wie überall in der Welt — 
auch bei der Sprache die Regel ist und deshalb 
die Nichtveränderung, der Stillstand der Wort-
bedeutungen, die eigentliche Aufmerksamkeit 
erfordere. Goethe schreibt dazu: „Kein Wort 
steht still, sondern es rückt immer durch den 
Gebrauch von seinem anfänglichen Platz eher 
hinab als hinauf, eher ins Schlechtere als ins 
Bessere, ins Engere als ins Weitere. An der 

Wandelbarkeit des Wortes läßt sich die Wan-
delbarkeit der Begriffe erkennen."

Was aufmerksame Beobachter wie Thukydi-
des registrierend bemerken und Goethe mit 
einem sicherlich nicht richtigen Werturteil 
versieht, die großen Veränderer und Verbes-
serer der Welt machen es sich zunutze: Kein 
Religionsstifter hat seine Idee verwirklichen 
können, ohne zurückzugreifen auf die Wan-
delbarkeit der Wörter und ihre Fähigkeit, in 
die Tiefenschichten des menschlichen Be-
wußtseins einzudringen. Eines der wichtig-
sten Dokumente des Christentums, das Johan- 
nesevangelium, beginnt mit der dreifachen 
Feststellung:

„Im Anfang war das Wort und das Wort war 
bei Gott und Gott war das Wort."
Dieser Satz soll nicht die Sprache vergöttli-
chen, er soll den Ursprung allen Lebens, allen 
Denkens erklären aus dem Wort, mit dem Jo-
hannes Gott meint. Auch Konfuzius war sich 
der alles überragenden Kraft der Sprache be-
wußt. Als ein Schüler ihn fragte, was er als 
erstes tun würde, wenn er morgen die Leitung 
des Staatswesens zu übernehmen hätte, ant-
wortete Konfuzius: „Ich würde zuerst die Be-
deutung der Worte festlegen. Wenn die Be-
deutungen nicht klar sind, stimmen die Worte 
nicht. Stimmen die Worte nicht, so kommen 
die rechten Werke nicht zustande. Kommen 
die rechten Werke nicht zustande, so gedei-
hen Kunst und Moral nicht. Darum sorge der 
Edle, daß er seine klaren Begriffe zu Worten 
und seine Worte zu Taten werden lasse und 
dulde nicht, daß in seinen Worten irgend et-
was in Un 9ordnung ist." )

III.

Der Kampf um die Befähigung, den Bedeu-
tungsinhalt von Wörtern festzulegen, ist kei- 

- ne nur religiöse Sache; sie ist politisch, weil 
politische Herrschaft ohne Herrschaft auch 
über die Sprache auf Dauer unmöglich ist. 
Sprache ist Politik und Politik ist Sprache, 
weil politische Herrschaft zwar auch mit phy-
sischer Gewalt begründet werden kann, aber 
dennoch ohne die Zustimmung der Beherrsch-
ten keinen andauernden Erfolg hat.
Für die parlamentarische Demokratie mit ih-
rem komplizierten System von Machvertei-
lung und Machtkontrolle hat die Sprache eine *

8) (Thukydides, Peloponnesischer Krieg) III, 82, zi-
tiert nach der Übersetzung von Georg Peter Land-
mann, München 1973, S. 250 f.
9) Gespräche XIII, 3: Jena 1921, neu herausgege-
ben von Insel, Frankfurt a. M. 1976.

besonders herausgehobene Bedeutung, weil 
sie Konsens, Kompromiß und alternative Posi-
tionen erst ermöglicht. Theoretiker der parla-
mentarischen Demokratie definieren unser 
parlamentarisches Regierungssystem als „Re-
gieren durch Diskussion". Die Kunst des öf-
fentlichen Redens, die Rhetorik, bezeichnete 
Nietzsche deshalb als eine wesentliche parla-
mentarische Tugend. Er warnte die Rhetorik 
als Partner der Vernunft davor, sich privati-
sieren zu lassen. Eine privatisierende Ver-
nunft ist nach seiner Meinung eine einge-
schränkte Vernunft.

Gerade weil man Nietzsche unrecht tut, wenn 
man ihn als einen Apostel der parlamentari-
schen Demokratie feiert, ist sein Vertrauen in 
die vernunftfördernde Sprache bemerkens-



wert. Er sagte voraus, daß künftig der Kampf 
um die Macht vor allem ein Kampf um die 
Machtübernahme im Reich der Sprache sein 
werde.
„Worte können sein wie winzige Arsendosen, 
sie werden unbemerkt verschluckt, sie schei-
nen keine Wirkung zu tun und nach einiger 
Zeit ist die Wirkung doch da." Dies schreibt 
Victor Klemperer in LTI, dem Notizbuch ei-
nes Philologen, in dem er seine Beobachtun-
gen zur Sprache des Dritten Reiches zusam-
mengefaßt hat10 ). Klemperer, ein jüdischer 
Hochschullehrer, hat die Sprache des Nazire-
gimes mit der Sensibilität eines Sprachwis-
senschaftlers registriert und in einem Sprach-
tagebuch aufgezeichnet. Einem der Schlüssel-
wörter der Nazizeit, dem Begriff Fanatismus 
und fanatisch, widmet er ein Kapitel, in dem 
die Umwertung des bisherigen Begriffs durch 
die Machthaber aufgezeichnet wird, wie sie 
schon von Thukydides beispielhaft analysiert 
wurde: „Da der Nationalsozialismus auf Fana-
tismus gegründet ist und mit allen Mitteln die 
Erziehung zum Fanatismus betreibt, so ist fa-
natisch während der gesamten Ära des Drit-
ten Reiches ein superlativistisch anerkennen-
des Beiwort gewesen. Es bedeutete die Über-
steigerung der Begriffe tapfer, hingebungs-
voll, beharrlich, genauer eine glorios ver-
schmelzende- Gesamtaussage all dieser Tu-
genden, und selbst der leiseste pejorative Ne-
bensinn fiel im üblichen Gebrauch dieses 
Wortes fort. An Festtagen, an Hitlers Ge-
burtstag etwa oder am Tag der Machtüber-
nahme, gab es keinen Zeitungsartikel, keinen 
Glückwunsch, keinen Aufruf an irgendeinen 
Truppenteil, die nicht ein .fanatisches Gelöb-
nis' oder .fanatisches Bekenntnis' enthielten, 
die nicht den .fanatischen Glauben' an die 
ewige Dauer des Hitlerreiches bezeugten. Je 
dunkler sich die Lage im Krieg gestaltete, um 
so häufiger wurde der .fanatische Glaube an 
den Endsieg', an den Führer, an das Volk 
oder an den Fanatismus des Volkes als eine 
deutsche Grundtugend ausgesagt.

10) LTI (Lingua Tertii Imperii), Berlin 1947 S. 21.
11) A. a. O., S. 65.

Hand in Hand mit dieser Häufigkeit auf dem 
politischen Felde ging die Anwendung auf 

anderen Gebieten, bei Erzählern und im tägli-
chen Gespräch. Wo man früher .leidenschaft-
lich' gesagt oder geschrieben hätte, hieß es 
jetzt .fanatisch'. Damit trat notwendigerweise 
eine gewisse Erschlaffung, eine Art Entwürdi-
gung des Begriffes ein.

Dem sprachlich führenden Kopf des Dritten 
Reiches, Goebbels, dem es um die volle Wir-
kung des auftreibenden Giftes zu tun war, 
mußte die Abnützung des Wortes als eine in-
nere Schwächung erscheinen. Und so wurde 
Goebbels zu dem Widersinn gedrängt, eine 
Steigerung über das nicht mehr zu Steigernde 
zu versuchen. Im ,Reich’ vom 13. November 
1944 schrieb er, die Lage sei ,nur durch einen 
wilden Fanatismus zu retten'. Als sei die Wild-
heit nicht der notwendige Zustand des Fanati-
kers, als könne es 

11
einen zahmen Fanatismus 

geben.“ )

Der Jargon der Eigentlichkeit, wie Adorno die 
Sprache des Nationalsozialismus treffend ge-
kennzeichnet hat, versuchte durch Inflation 
des Superlativs Tiefsinn vorzutäuschen, wo 
nur seichte Propaganda vorhanden war. Nazi-
deutsch war eine Sprache, die sich um die Be-
griffe „Volk und Führer", „Blut und Boden", 
„Verschwörung des Weltjudentums" und der 
„dem Führer aufgezwungene Krieg" gruppier-
te.
Mit der Vokabel „Propaganda" wird man der 
sprachlichen Wirklichkeit des Dritten Reiches 
nicht voll gerecht. Denn die Feststellung von 
Propaganda setzt die Fähigkeit voraus, eine 
propagandistische Behauptung von der Wirk-
lichkeit unterscheiden zu können. Und genau 
diese Fähigkeit wurde von den sprachlichen 
Machthabern des Dritten Reiches „ausge- 
merzt", um eine andere typische Vokabel der 
Nazizeit zu benutzen. Die Einparteiherrschaft, 
die totale Beherrschung der Massenmedien, 
die lückenlose Erfassung durch Massenorga-
nisationen, der offene Terror, die verdeckte 
Erpressung haben die für die Zwecke der 
Machtausübung zurechtgerückte Sprache der 
Herrschenden auch zur Sprache der Be-
herrschten gemacht.

IV.

Charakteristisch für die Technik der Sprach-
zerstörung der Nazis war die Methode der 
Euphemisierung von Begriffen. Wer den Be-
griff „Endlösung" erfunden hat, erwarb sich 
einen Weltrekord an Zynismus. Diese Wort-

neuschöpfung soll mit einfachen sprachlichen 
Mitteln die endgültige Lösung eines Problems 
andeuten und ist zum Inbegriff einer sprachli-
chen Lüge geworden, hinter der sich die Er-
mordung von Millionen Menschen verbirgt. 
Goebbels, der Erfinder wohl auch dieses Be-
griffes, wird von Klemperer als ein Midas der



Lüge charakterisiert: alles
12
 was er anrührte, 

kehrte er ins Lügnerische ).

Lüge ist das Merkmal jeder totalitären 
Sprachpolitik, die den Sinn von Wörtern in 
ihr Gegenteil verkehrt. Die nationalsozialisti-
sche Sprachzerstörung hat ihre Vorbilder und 
ihre Nachfolger in der kommunistischen 
Sprachverfälschung, deren Opfer Nadesha 
Mandelstam, die Frau des sowjetischen Ly-
rikers Ossip Mandelstam, in ihrer Autobio-
graphie „Das Jahrhundert der Wölfe" ihre 
Stimme verleiht: „So seltsam es war, das 
Wort Gewissen war bei uns völlig aus der 
Umgangssprache entschwunden. Weder in 
Zeitungen noch in Büchern noch in der Schu-
le wurde es verwandt, denn seine Funktion 
hatte anfangs das Wort Klassengefühl’ und 
dann ,Nutzen für den Staat' übernommen. Nur 
drinnen, in der Haft, gab es dieses Wort noch 
und wurde zielgerecht eingesetzt. Dort wur-
de den Untersuchungsgefangenen ständig 
mit Gewissensqualen’ gedroht. Boris S. Kusin 
hat erzählt, wie sie ihm zugesetzt haben, als 
sie ihn aufforderten, ein Spitzel zu werden. 
Sie schreckten ihn mit Arrest und führten 
ihm seine Gewissensqualen vor Augen, wenn 
er auch noch seine Familie in Armut zöge, 
weil er den Vorschlag der Organe nicht an-
nehm 13e." )

Es ist sicherlich kein Zufall, daß Stalin auf 
der Höhe seiner Macht sich in mehreren, in 
ihrer Bedeutung noch heute für die sowjeti-
schen Wissenschaftler gültigen Aufsätzen mit 
der Rolle der Sprache beim Aufbau der sozia-
listischen Gesellschaft befaßt hat. Der sowje-
tische Diktator hat den politisch nur vorder-
gründig marginalen Gegenstand der Sprache 
benutzt, um den für den Marxismus völlig 
neuen Begriff der „Revolution von oben" 
durch sprachliche Mittel einzuführen. Er 
wollte mit diesen Aufsätzen klarmachen, daß 
die faktische Herrschaft der Sowjets nun 
sprachlich zementiert werden müsse. Die 
Hoffnungen auf eine sozialistische Utopie hat 
Stalin in diesen Aufsätzen umgelenkt in die 
Unausweglichkeit einer kommunistischen 
Ideologie.

Wer kommunistische Presseerzeugnisse liest, 
bemerkt die Erstarrung und Leblosigkeit der 
Sprache. Monotonie und gebetsmühlenartige 
Floskelhaftigkeit sind Erkennungszeichen to-
talitärer Sprache. Hannes Maeder diagnosti-
ziert als Symptome der kranken Sprache tota-
litärer 14Herrschaft ):

12) A. a. Ö„ S. 96.
13) Frankfurt a. M. 1971, S. 92.
14) Sprache und Totalitarismus, in: Aueler Proto-
koll: Sprache im Spannungsfeld zwischen Ost und 
West, Düsseldorf 1964.

Eine Überschwemmung der Sprache mit wer-
tenden Ausdrücken auf Kosten der neutra-
len;

einen Ausbau der Wertstufen zugunsten eines 
Schwarz-Weiß-Schemas;

eine Entfremdung der Sprache gegenüber dem 
individuellen Wertempfinden;

eine zunehmende Gleichförmigkeit, bei der 
alle traditionellen sprachlichen Unterschiede 
geschichtlicher, regionaler, sozialer und stän-
discher Art vor der uniformierten Gewalt der 
Parteisprache zurücktreten.

Deshalb haben die Sprache des Dritten Rei-
ches und das Deutsch der DDR mehr Gemein-
samkeiten, als die Machthaber in der DDR 
wahrhaben wollen. In beiden Systemen ist 
den Herrschenden der Wille gemeinsam, 
durch sprachliche Veränderungen und Um-
wertungen politische Wirkungen zu erzielen. 
In beiden Fällen wird die Sprache als politi-
sches Kampfmittel benutzt, um die sprachli-
che Kraft systematisch in den Dienst der 
Ideologie zu stellen.

Der Bonner Germanist Hugo Moser stellt 
noch weitere Gemeinsamkeiten zwischen der 
Sprache des Dritten Reiches und dem offiziel-
len DDR-Deutsch fest: „Gemeinsam sind auch 
manche kollektiven Wesenszüge, wie sie zum 
Ausdruck kommen in der Formelhaftigkeit 
und der bewußten Wiederholung des Superla-
tivs und der Schwarz-Weiß-Zeichnung, der 
Mischung von militanter, fordernder und 
emotionaler Haltung und auch der Verbin-
dung von literarischer und Alltags-, ja Gos-
sensprache und der Vorliebe für das Fremd-
wor 15t." )
Die Klischeehaftigkeit totalitärer Sprache, 
ihre Manie, die selbstentworfene Zukunft mit 
Euphemismen zu beschreiben, die Vergangen-
heit dagegen mit Bewertungen schlecht zu 
machen, sind als Versuch erklärbar, sich 
gegen kritische Fragen zu immunisieren. 
Breitbandvokabeln wie „Volk und Vater-
land", „Fortschritt und Sozialismus" wer-
den durch eine solche Sprachpraxis noch kon-
turenloser, der ehemals vorhandene Bedeu-
tungskern löst sich in dem Nebel einer uni-
versalen Bedeutung auf und wird so bedeu-
tungslos.
Je weniger scharf die Wörter, die zur Verfü-
gung stehen, konkrete Sachverhalte treffen, 
desto kleiner ist die Angriffsfläche, die die 
Herrschenden bieten. Jürgen Rühle, ein 
kenntnisreicher Kritiker des sozialistischen 
Realismus, stellt fest: „Die Sprache ist der

15) Vorwort zum Aueler Protokoll, a. a. O.



Ausdruck des Gedankens, und wenn ich nicht 
genau, präzise denken darf und kann, dann 
werde ich verworren sprechen. Die Verwor-
renheit der Sprache ist der Ausdruck eines 
verworrenen, nicht zu Ende geführten Den-
kens. Es gibt bestimmte Dinge im Bewußtsein 
der Schriftsteller, die dürfen nicht berührt, 
die müssen umgangen werden. Sowie man 
sich ihnen nähert, signalisiert das Bewußt-
sein: Das darfst du nicht. Dies ist das Trauma 
des sozialistischen Schriftstellers: Die Selbst-
zensur als Instrument sozialistischer Sprach-
kont 16rolle." )
Man kann diese Folgen totalitärer Sprache 
für das Selbstbewußtsein der Menschen und 

für ihre Fähigkeit, politische und soziale 
Sachverhalte zu erkennen und sprachlich um-
zusetzen, in ihrer Bedrohlichkeit nicht klar 
genug aussprechen. Der französische Aufklärer 
Helvetius behauptet, daß jede Unterdrückung 
letztlich ihren Grund darin habe, daß sich die 
Unterdrückten nicht miteinander verständi-
gen könnten. Deshalb ist es immer das Ideal 
der Tyrannen gewesen, die Unterworfenen 
zum Schweigen zu bringen. Wie aber, fragt 
Helmut Schelsky, wenn sich die Menschen 
selbst um die Sprache bringen, weil sie ihr 
nicht mehr zutrauen, daß man über sie der 
Wahrheit näher kommen könnte?

Zerstörung und Verfall der Sprache in totali-
tären Gesellschaften stellen die Frage, ob und 
inwieweit auch in unserer politischen Spra-
che Veränderungen festzustellen sind, die 
ihre Verständigungsfähigkeit verringern. In 
einer demokratischen Gesellschaft kann die 
Sprache kein aseptisch abtrennbares Segment 
sein, das von den Vorgängen in der politi-
schen Arena unberührt bleibt. Sie darf es 
nicht sein, weil der Sprache in einer demo-
kratischen, auf Diskussion angewiesenen Ge-
sellschaft als dem Transportmittel von Infor-
mationen über Tatsachen, Ideen und Überzeu-
gungen eine noch größere Rolle als anderswo 
zukommt. Die Sprache als wichtigstes Mittel 
der Kommunikation muß hier dazu geeignet 
sein, Unterscheidungen auch zwischen ähnli-
chen Tatsachen und Ideen in leicht faßlicher 
Form zu ermöglichen, damit Meinungen und 
Überzeugungen auch unabhängig von der Po-
litik und Propaganda der jeweiligen Regie-
rung gebildet werden können. Nur so können 
Voraussetzungen für den Regierungswechsel 
durch Wahlen geschaffen werden. Deshalb 
entscheidet über den Erfolg oder Mißerfolg 
einer politischen Partei nichts mehr als ihre 
Fähigkeit, ihre politischen Ziele in verständli-
che sprachliche Symbole umzusetzen.

Man hat dem ersten Kanzler der Bundesrepu-
blik Deutschland, Konrad Adenauer, immer 
wieder nicht ohne einen Unterton intellektu-
eller Arroganz den angeblich geringen Um-
fang seines rheinisch eingefärbten und ohne-
hin reduzierten Wortschatzes vorgeworfen 
Ob diese Kritik zutrifft oder nicht, ist uner-
heblich angesichts seines großen politischen 
Erfolges, der unlösbar verknüpft ist mit der

16) Aueler Protokoll, a. a. O.

Fähigkeit Adenauers und seiner Partei, die 
eigenen politischen Vorstellungen in jedermann 
verständliche und überzeugende Begriffe um-
zumünzen. „Wiedervereinigung" und „Euro-
päische Einigung" — Schlüsselbegriffe der 
Adenauerschen Deutschland- und Außenpoli-
tik — waren jahrzehntelang tragfähig und 
überzeugungsstark; das gleiche gilt für den 
Begriff „Soziale Marktwirtschaft", ohne dessen 
durchschlagende Wirkung das hinter dieser 
Bezeichnung stehende wirtschaftliche Konzept 
weniger erfolgreich gewesen wäre.

Wenn man zum Maßstab einer erfolgreichen 
Sprache in der Politik die Überzeugung der 
Wähler und die Unterwerfung des Gegners 
unter den eigenen Sprachgebrauch macht, 
dann war Adenauer überaus erfolgreich und 
ist es noch heute. Die damalige Opposition 
wurde durch die Überzeugungskraft der Ade-
nauerschen Begriffe dazu gezwungen, diese 
Vokabeln zur Charakterisierung auch ihrer 
eigenen Politik zu benutzen. Das Godesberger 
Programm der SPD markiert auch die sprach-
liche Annäherung an die Politik der damali-
gen Regierungsmehrheit. Der SPD ist es 20 
Jahre lang nicht gelungen, eigene Begriffe, 
die von einer überwiegenden Mehrheit aufge- 
griffen wurden, in die politische Alltagsspra-
che einzubringen.
Dies änderte sich erst Ende der sechziger Jah-
re, genauer mit der Kanzlerschaft Willy 
Brandts, der ebenfalls ein Meister von Politik 
durch Wörter war. Es war mehr als ein seman-
tischer Kunstgriff, als die erste Regierung 
Brandt sich daran machte, das alte und wert-
neutrale Wort „Außenpolitik" weitgehend auf 
den amtlichen Sprachgebrauch zu beschrän-
ken und es in der regierungsamtlichen Pro-
paganda durch den emotionalen und nicht 



steigerungsfähigen Begriff „Friedenspolitik" 
zu ersetzen. Dieses sprachpsychologische 
Meisterwerk, das Brandt und seiner Partei 
1972 die Bundestagswahlen gewinnen half, er-
hielt sein innenpolitisches Gegenstück im Be-
griff „Reformpolitik". Die beiden Vokabeln 
„Friedenspolitik" und „Reformpolitik" brach-
ten Parteiprogramme und Regierungserklä-
rungen auf einen Nenner. Wenn dieser Nen-
ner noch erklärungsbedürftig war, dann wur-
den mit Wörtern wie „Emanzipation", „gesell-
schaftliche Relevanz“, „Unterprivilegierung", 
„Umfunktionieren" begriffliche Hilfsprogram-
me angeboten, deren Herkunft aus Fremdwör-
tern auch höheren intellektuellen Anforde-
rungen Rechnung tragen sollten.
Glanz und Erfolg dieser „Sprachpolitik" sind 
mittlerweile verblaßt. Die politische Wirk-
lichkeit in der Außen- und Innenpolitik hat 
jene Begriffe als Waffe in der Auseinander-
setzung mit dem politischen Gegener weitge-
hend unbrauchbar gemacht.
Diesen politischen und sprachlichen Nieder-
gang hat die Opposition genutzt und ist 
sprachlich wieder aktiv geworden. Während 
der 1972er Wahlkampf auch .sprachlich’ von 
der SPD eindeutig gewonnen wurde, zog die 
CDU unter der Führung von Helmut Kohl in 
den Bundestagswahlkampf 1976 mit den er-
folgreichen Kampfwörtern „Freiheit statt So-
zialismus", denen die Regierungsparteien 
nichts entsprechendes entgegenzusetzen wuß-
ten.
Die SPD reagierte beleidigt bis verärgert auf 
die Wahlkampfparole der CDU, obwohl die 
Opposition nichts anderes getan hatte, als das 
Erfolgsrezept der SPD von 1969 bis 1972 zu 
beherzigen: nämlich sprachlich in die Offensi-
ve zu gehen, positiv geladene Begriffe zur Be-
zeichnung der eigenen Ziele und möglichst 
negative Wörter zur Charakterisierung der 
gegnerischen Politik zu benutzen. Denn es 
gibt im politischen Sprachgebrauch der Bun-
desrepublik kein Wort, dem mehr Sympathie 
zufließt als dem Begriff „Freiheit". Das Demo-
skopische Institut Allensbach hat herausge-
funden, daß 93% aller Erwachsenen „Frei-
heit" den Vorzug geben vor jedem anderen 
politischen Begriff17). Auf der anderen Seite 

17) Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 3030, Juni 
1976.
18) A. a. O„ IfD-Umfrage Nr. 1059, 2071/2073, 3001, 
2011.

ist die Antipathie gegen den Begriff „Sozialis-
mus" seit 1961 in der Bundesrepublik konti-
nuierlich gewachsen18 ). Demoskopische und 
semantische Untersuchungen haben bei den 
Begriffen „Freiheit" und „Sozialismus" ein be-
merkenswertes Ergebnis, gebracht: Obwohl 
diese Begriffe aus zwei völlig verschiedenen 
Bereichen kommen und unterschiedlicher 
Struktur sind (Freiheit mit dem Bedeutungs- 
kem eines politischen Grundwertes und So-
zialismus als Kurzformel für eine politische 
Utopie), haben sich im politischen Deutsch 
der Bundesrepublik die Assoziationsfelder 
beider Begriffe zu einem Gegensatz par excel- 
lence entwickelt Für eine Mehrheit der Bun-
desbürger ist heute Unfreiheit weitgehend 
identisch mit Sozialismus.
Die Kombination des Spitzenreiters „Freiheit" 
mit dem großen Verlierer der letzten Jahre 
„Sozialismus" mußte deshalb ein propagandi-
stischer Erfolg werden, und das Wahlergebnis 
vom 3. Oktober 1976 hat die Richtigkeit dieser 
Überlegungen unter Beweis gestellt.
Diese wenigen Beispiele der politischen Aus-
einandersetzung mit sprachlichen Mitteln zei-
gen aber zugleich, daß die Orwellsche Sprach- 
Utopie mit der sprachlichen Wirklichkeit in 
der Bundesrepublik keine Gemeinsamkeit hat, 
selbst wenn auch hier „Schlüsselbegriffe" for-
melhaft und repetitiv verwendet werden. 
Denn anders als in totalitären Staaten gibt es 
bei uns keine Machtzusammenballung, die die 
Fähigkeit hat, sprachliche Symbole dauerhaft 
mit parteilichen Inhalten zu füttern und den 
Gebrauch dieser Formeln mehr oder weniger 
verbindlich vorzuschreiben. Der politische 
Wettbewerb schließt in der Bundesrepublik 
auch die Sprache ein. Der Erfolg von heute 
kann morgen zum Mißerfolg führen oder von 
einem Mißerfolg abgelöst werden. Trotz einer 
sicherlich auch bei uns festzustellenden For-
melhaftigkeit politischer Sprache, die vor al-
lem im Wahlkampf besonders deutlich in Er-
scheinung tritt, sichert die Konkurrenz politi-
scher Gruppen der politischen Sprache ein 
Mindestmaß an Lebendigkeit und Erneue-
rungskraft, die für die politische Auseinan-
dersetzung unerläßlich ist.

VI.
Ein wesentlicher Bestandteil der politischen 
Sprache in der Bundesrepublik neben aktuel-

len Begriffen und propagandistischen Formeln 
sind einige Grundsatzbegriffe, die in der poli-
tischen Kultur Deutschlands seit 100 Jahren 
weiterentwickelt wurden und möglicherweise 
auch charakteristisch für das politische Den-
ken in der Bundesrepublik Deutschland sind: 



„Staat und Gesellschaft“, „Kultur und Zivili- 
sastion", „Geist und Intellekt".

Anders als zum Beispiel in der Sprache 
angloamerikanischer Politik oder im Französi-
schen scheint die politische Sprache in 
Deutschland eine nur philosophisch erklärba-
re Vorliebe für konstruierte Gegensätze zu 
haben. Dies gilt vor allem für das unausrott-
bare Gegensatzpaar „Staat und Gesellschaft". 
Dieses Begriffspaar stammt aus dem 18. Jahr-
hundert und verdankt seine Entstehung dem 
emanzipatorischen Bedürfnis der bürgerlich-li-
beralen Opposition, dem Staatsbegriff des Abso-
lutismus den Begriff der bürgerlichen Gesell-
schaft entgegenzusetzen. „Gesellschaft" war 
für die Auseinandersetzung mit dem Obrig-
keitsstaat das begriffliche Symbol für eine 
neue Selbsteinschätzung der Bürger als 
Staatsbürger, die sich in einer freien Gesell-
schaft organisieren und sich nicht länger als 
Un 19tertanen behandeln lassen wollten ).  Wenn 
dieser Gegensatz damals eine konkrete politi-
sche Funktion hatte, so kann man heute dar-
an zweifeln. Wenn man aber Staat und Ge-
sellschaft lange genug als unterschiedliche, ja 
gegensätzliche Wirklichkeiten ausgibt, kann 
man mit diesen Begriffen — scheinbar logisch 
— trefflich operieren, beispielsweise, um 
„dem Staat gewisse (eng begrenzte) Funk-
tionen als .wesensmäßig' zuzuschreiben, der 
freien Gesellschaft aber alle anderen so-
zialen Anliegen als ihr aus natürlichem Rech-
te zustehend vorzubehalten. Wenn die Zwei-
heit der Begriffe lang genug bestanden hat 
und im Gemeindenken fest genug verankert 
ist, um nicht mehr in Frage gestellt, sondern 
als Axiom hingenommen zu werden, dann 
können aus ihr ganze Ketten logischer Folge-
rungen a 20bgeleitet werden." )
Der Staat ist immer nur eine besondere und 
jeweils andere Form der Vergesellschaftung. 
Gerade in einer parlamentarischen Demokra-
tie ist es nicht gerechtfertigt, einen so starken 
Gegensatz zwischen Staat und Gesellschaft zu 
konstruieren, daß Staat nahezu zum Gegenbe-
griff von Gesellschaft wird.
Ähnliches gilt für die typisch deutsche Unter-
scheidung von Gesellschaft und Gemein-
schaft, mit der eine angeblich spezifisch deut-
sche Art von sozialem Verbund — die positiv 
aufgeladene Gemeinschaft — von der anders-
wo üblichen Gesellschaft abgehoben werden 
soll. Der deutsche Soziologe Ferdinand Tön-

nies hat um die Jahrhundertwende dieses Be-
griffspaar sogar benutzt, um darauf seine so-
ziologische Lehre von „Gemeinschaft und 
Gesellschaft" 21) aufzubauen. Auch hiermit setzt 
sich Theodor Geiger kritisch auseinander: „Es 
ist sehr zu bezweifeln, ob Tönnies jemals zu 
der Begriffsunterscheidung gekommen wäre, 
hätte er nicht gerade in deutscher Sprache 
gedacht und geschrieben. Das deutsche Voka-
bularium bietet die Homöonyme .Gemein-
schaft" und .Gesellschaft". Die Nuancen laden 
zu begrifflicher Aufbauschung ein. Streicht 
man die Worte, bleibt von begrifflicher Sub-
stanz nich 22t viel übrig." )

19) Vgl. hierzu: Walther Dieckmann, Information 
oder Überredung. Zum Wortgebrauch der politi-
schen Werbung in Deutschland seit der Französi- 
schen Revolution, Marburg 1964, S. 25 ff.
20) Theodor Geiger, Ideologie und Wahrheit, Stutt-
gart-Wien 1953, S. 108.

21) Gemeinschaft und Gesellschaft, Leipzig 1935, 
zuerst 1887.
22) Geiger, a. a. O., S. 106 f.

Auch Geiger geht nicht so weit, zu behaupten, 
daß die Unterscheidung zu jeder Zeit völlig 
sinnlos war und ist. Er warnt nur davor, aus 
dem Vorhandensein der Wörter auf einen Ge- 
gensatz der Urbilder zu schließen.

Viel deutsches Unheil und Verwirrung haben 
auch die Begriffspaare Kultur und Zivilisa-
tion, Geist und Intellekt gestiftet, von denen 
das erste jeweils die angeblich spezifisch 
deutsche und entsprechend positiv zu bewer-
tende Form des zweiten Begriffes sei. Auch 
hier gibt es in den Begriffskernen keinen Un-
terschied, der die Aufblähung zu antitheti-
schen Begriffspaaren rechtfertigen würde, es 
sei denn, man müsse jedem Bedürfnis nach 
empfindendem Tiefsinn nachgehen.

Walther Dieckmann hat in seiner bemerkens-
werten Studie über die politische Sprache in 
Deutschland die wichtigsten Fehleinschätzun-
gen politischer Begriffe herausgearbeitet: „Er-
stens: Der Mensch neigt zu der Annahme, 
daß, wo ein Wort ist, in jedem Fall auch ein 
,Begriff", eine ,Idee", ein .Ding" vorhanden 
sein müsse. Das ist zwar in den meisten Fäl-
len, aber nicht notwendig richtig. Seitdem die 
Menschen nicht mehr an Hexen glauben, wird 
jeder bestreiten, daß irgendetwas in der Rea-
lität vorhanden ist, was das Wort bezeichnen 
könnte. Bei Wörtern wie Demokratie, Frei-
heit, Liberalismus sucht man nicht nach einer 
dahinter stehenden Sache, sondern nach der 
.absoluten Idee" und schreibt den Wörtern 
eine ihnen von Natur aus eigene und unwan-
delbare Bedeutung zu. Zweitens: Die Umkeh-
rung der ersten Annahme bedeutet: Was kei-
nen Namen hat, gibt es nicht. Diese Vorstel-
lung kann schon durch den Hinweis verneint 
werden, daß täglich Neues entdeckt und be-
nannt wird, was vorher gar nicht da war oder 
noch nicht gesehen wurde. Drittens: Was mit 
dem gleichen Wort bezeichnet wird, ist 



gleich. Diese irrtümliche Annahme übersieht 
z. B., daß der Liberale von 1830 etwas anderes 
ist als der Liberale von 1960. Die Gleichheit 
der Zeichen verführt zu der Erwartung, daß 
auch die Bedeutungen gleich sein müssen. 
Dieses gewohnheitsmäßige Vorurteil er-

schwert das Bemerken gegenteiliger Erfah-
rungstatsachen. Viertens: Vorstellungen und 
Dinge, die verschiedene Namen haben, sind 
verschieden. Auch diese Annahme ist falsch 
und erschwert das Bemerken der tatsächli-
chen G 23leichheit." )

VII.

Diese Hauptfehleinschätzungen von politi-
schen Begriffen sind vor allem deshalb in ih-
ren Folgen für die Verringerung des Unter-
scheidungsvermögens so gefährlich, weil die 
politische Auseinandersetzung im wesentli-
chen um abstrakte Sachverhalte stattfindet. 
Die politische Sprache bewegt sich immer 
stärker auf Abstraktionen zu wie auch die 
Schlüsselbegriffe aller Parteien zeigen. Diese 
Entwicklung wird durch die generelle Verän-
derung der modernen Sprachen zur Abstrak-
tion verstärkt. Die Expansion abstrakter 
Denkweisen zu Lasten der Metapher und der 
Analogie — wie sie sich nicht nur in den Na-
tur- und Sozialwissenschaften manifestiert — 
führt zu einem immer stärkeren Auseinander-
klaffen unseres Wahrnehmungsvermögens 
von unserem Denkvermögen. Unser modernes 
Vokabular bemüht sich um Rationalität. Bil-
der verschwinden, immer mehr abstrakte For-
meln geben unserer Sprache ihr charakteristi-
sches Gepräge. Die Sprache wird damit zum 
Abbild unserer hochindustrialisierten Gesell-
schaft, die Rationalität, Abstraktionsvermö-
gen und Funktionalität zu ihren instrumentel-
len Werten gemacht hat. Diese Entwicklung 
trägt den emotionalen Bedürfnissen der in der 
technisch-industriellen Welt lebenden Men-
schen nicht Rechnung. Deshalb ist es nicht 
erstaunlich, daß sich in der Alltagssprache 
deutliche Anzeichen für eine entgegenlaufen-
de Entwicklung zeigen. Mit einem wachsen-
den Heimat- oder Regionsbewußtsein wird die 

. Mundart wiederentdeckt, der Dialekt beginnt 
seine soziale Diskriminierung zu verlieren. 
Der große Erfolg von Sängern und Musik-
gruppen, die relativ anspruchsvolle Texte mit 
emotional wirkungsvollen Begriffen in einem 
Dialekt oder einem dialektgefärbten Deutsch 
anbieten, ist ein deutlicher Hinweis darauf, 
daß die Abstraktion und Rationalität in der 
Alltagssprache ihre Vorherrschaft zu verlie-
ren beginnen.

Ähnliches gilt auch für die politische Sprache. 
Begriffe wie Freiheit, Frieden, Sozialismus, 
Reformen, Vernunft u. ä. besitzen zwar einen

23) Dieckmann, a. a. O., S. 165 f. 

hohen Grad an Abstraktion, aber auch an 
Emotionalität. Neu ist jedoch, daß sie in den 
letzten Jahren auch außerhalb von Hoch-Zei-
ten politischer Propaganda immer stärker Ein-
gang fanden in die Sprache des politischen 
Alltags. Die auch außerhalb von Parteiakade-
mien geführte Grundwerte-Debatte unter-
streicht, daß das Bedürfnis nach nicht nur ra-
tionaler Begründung politischer Ziele von den 
Politikern erkannt wird.

Vorläufig ist dies aber nur ein Anfang. Der 
Zustand unserer politischen Sprache ist noch 
nicht geeignet, die Orientierung des Men-
schen in der technisch-industriellen Welt zu 
erleichtern und zugleich seine Suche nach 
dem eigenen Ich zu fördern. Synkretismus 
wird so zum hilfsweisen Ideal einer Zeit, die 
auch und gerade in ihrer Sprache konkrete 
Festlegungen umgeht und sich in unverbindli-
che Abstraktionen flüchtet. Die Ailesgläubig-
keit des „Synkretins" ist aber picht natur- 
oder gottgegebenes Schicksal des Menschen 
im ausgehenden 20. Jahrhundert. Wir haben 
die Macht, es zu ändern, indem wir mit der 
Sprache beginnen. Achten wir auf Sprachver-
fälscher und Sprachzerstörer. Nehmen wir 
uns wieder Mut zu einer persönlichen Spra-
che, die Dinge und Ereignisse so benennt, wie 
wir sie sehen.

Denn das Recht zur freien Meinungsäußerung 
als unverzichtbare Voraussetzung einer de-
mokratischen Gesellschaft hat nur dann eine 
mehr als theoretische Bedeutung, so ermahnte 
uns Erich Fromm bereits 1941, wenn wir in der 
Lage sind, eigene Gedanken zu haben24 ). 
Und eigene Gedanken haben wir nur dann, 
wenn wir uns eigene Gedanken nicht durch 
Sprachusurpatoren undenkbar machen las-
sen.

24) Escape from freedom, London-New York 1941, 
dt: Die Furcht vor der Freiheit, Köln 1966.

Deshalb verlangt die Frage nach der politi-
schen Macht in jeder Gesellschaft nach ihrer 
Parallel-Fragestellung: Wer interpretiert die 
Gesellschaft, wer bemächtigt sich der Bedeu-
tungsinhalte unserer politischen Sprache?



Oskar Splett: Weltgeltung und Weltztvilisation. Die auswärtige Kulturpolitik 
Deutschlands in diesem Jahrhundert

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 24/77, S. 3—38

Diese Studie schildert die allmählichen Fortschritte der von Deutschland ausgehenden 
auswärtigen Kulturpolitik in diesem Jahrhundert: von der Endphase des deutschen 
Kaiserreiches über die Weimarer Republik und das Dritte Reich bis zum vollendeten 
ersten Menschenalter der Bundesrepublik Deutschland. Die zugrunde liegenden poli-
tischen Gedankengänge entwickelten sich von der Kulturpropaganda, die die Kampf-
handlungen des Ersten Weltkrieges in neutralen und verbündeten Ländern begleitet hat, 
über die Fortsetzung der Politik mit kulturellen Mitteln zur systematischen Selbstdar-
stellung und schließlich zu einer Theorie des Kulturaustausches, die bis heute nur sehr 
unzureichend in konkrete Taten übersetzt worden ist.
Die geistigen Anstöße erfolgten vor allem durch Außenseiter, etwa durch den preußi-
schen Kultusminister Carl Heinrich Becker, die Professoren Karl Lamprecht und Arnold 
Bergsträßer, den Publizisten Paul Rohrbach und den Architekten Dieter Sattler, der 
sieben Jahr lang Leiter der Kulturabteilung des Auswärtigen Amtes gewesen ist. In den 
siebzig Jahren von der Einrichtung des Schulreferates im kaiserlichen Außenministerium 
(1906) bis zu der bevorstehenden Plenardebatte des Deutschen Bundestages über eine 
Politik des Kulturaustausches hat sich die Behördenorganisation nur unerheblich ver-
ändert, ist das Instrumentarium entsprechend den technologischen Fortschritten und 
mit Rücksicht auf die audiovisuellen Ansprüche der Partner stark erweitert worden. Da-
gegen sind die strategischen Konzeptionen noch nicht der nach dem Zweiten Weltkrieg 
grundlegend verwandelten historisch-politischen Lage angepaßt. Diese sehr stark auch 
die internationalen und interregionalen Kulturbeziehungen bestimmende Zeitwende ist 
durch die Ablösung der europäischen durch eine globale Weltgeschichte und in einer 
damit zusammenhängenden Veränderung der Peripherie aus abhängigen Territorien durch 
eine fremdkulturelle Gesellschaft unabhängiger Staaten charakterisiert.
Allein in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg ist der materielle Einsatz des Auswärtigen 
Amtes für den Ausbau der auswärtigen Kulturpolitik von zwei auf annähernd 500 Millio-
nen DM gesteigert worden. Die geistige Architektur des Kulturaustausches in Strategie, 
Operation und Taktik entspricht jedoch noch nicht den finanziellen Möglichkeiten. Jetzt 
soll die Diskussion über den Schlußbericht der vom Deutschen Bundestag eingesetzten 
Enquete-Kommission Auswärtige Kulturpolitik und über eine zusätzliche Stellungnahme 
des Auswärtigen Amtes zu einer neuen Entwicklungsstufe führen, auf der der heutigen 
polyzentrischen Weltpolitik mit neuen Konzeptionen und Methoden des Kulturaustausches 
entsprochen werden kann.

Wolfgang Bergsdorf: Die sanfte Gewalt. Sprache — Denken — Politik

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 24/77, S. 39—47

Der — oft vernachlässigten — politischen Dimension der Sprache liegt die fundamen-
tale Bedeutung des Sprechens für die Bildung jeder menschlichen Gesellschaft zugrunde. 
Die Verständigungsfunktion der Sprache wird zugleich begründet und begrenzt durch 
gesellschaftliche Übereinkunft über die von Wörtern symbolisierten Tatsachen und Ideen. 
Deshalb haben sich alle politisch Herrschenden bemüht, ihre Herrschaft dadurch zu sta-
bilisieren, daß sie auch Herrschaft über die Sprache zu gewinnen trachteten: Die Bedeu-
tungen der politischen Schlüsselbegriffe sollen ihren politischen Zwecken angepaßt wer-
den. Dies geschah und geschieht in totalitären Diktaturen dadurch, daß mit der Technik 
der Sprachzerstörung alten Begriffen neue Inhalte gegeben werden. Auch in einer plura-
listischen Gesellschaft ist die Sprache gezielten Veränderungen unterworfen, die in der 
politischen Auseinandersetzung der miteinander um die Macht konkurrierenden Gruppen 
ihren Ursprung haben: Nichts entscheidet über den Erfolg oder Mißerfolg einer Partei 
mehr als ihre Fähigkeit, ihre politischen Ziele in verständliche und mehrheitsfähige 
Begriffe umzusetzen. Vor allem in Wahlkämpfen, für die die Bundestagswahlen von 1972 
und 1976 beispielhaft stehen, wird ein heftiger Streit um den Inhalt von Begriffen ge-
führt. Trotz aller Formelhaftigkeit der Propaganda wird hier aber auch zugleich die 
Lebendigkeit und Erneuerungskraft unserer politischen Sprache sichtbar. Dennoch ist 
unsere politische Sprache mit ihrem hohen Grad an Abstraktion und Rationalität nicht 
geeignet, die Orientierung des Menschen in der technisch-industrialisierten Welt zu er-
leichtern, weil sie den emotionalen Bedürfnissen der Menschen zu wenig Rechnung trägt.


